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Verkündet

am 170 Dezember 1964

I m N a m e n d e s V o l’k e s

In dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 170 Dezember 1964, an.

der mitgewirkt haben

0 O
Q 07Senatspräsident Prof° Dr° B

' als Vorsitzender,
die Bundesrichter R i c h t e r
und ‘ - ' Dr„ S c h u b e r t sowie

' die Bundessozialrichter D h r h a r d

und Dr„ S p r i c
als ehrenamtliche Richter9

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Sozialgerichts München vom 12° September 1961

wird zurückgewiesenc

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrcns

sind nicht zu erstatten„

Von Rechts wegen„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r ü n d e
___—_ ’ _..- _» —— ___-_—

Die Arbeiterin Käthe Z;$3333 jetzt vereheliehte \hwzxa(th)‚

war vom 22° November 1954 bis zum 15° August 1955 bei der
Firma P::113: in Weiden und vom 12„ September 1955 an bei

der Firma A:It■■■t■g Windiseheschenbach, beschäftigt° Am

210 November 1955 wurde sie von ihrer Arbeitgeberin wegen

Schwangerschaft bei der Kasse abgemeldet, Lohn wurde bis zum

19„ November 1955 gezahlt; die letzte Auszahlung fand am

250 November 1955 statt° Nach der ärztlichen Bescheinigung

des Dr° DE::I vom 10 Dezember 1955‚ die der klagenden Allge—

meinen Ortskrankenkasse (AOK) am 6° Dezember 1955 vorgelegt

wurde, sollte die Entbindung voraussichtlich am 20° Januar

1956 stattfindeno Das Kind wurde am 6° Februar 1956 geboren„

Am 5„ April 1956 nahm Frau wo die Beschäftigung bei ihrer

bisherigen Arbeitgeberin wieder auf° Die Klägerin gewährte

ihr Wochengeld vom 9° Dezember 1955 an9 sowie Stillgeld vom
60 Februar 1956 an9 einen einmaligen Entbindungskostcnbei—

trag und Hebammenhilfe (65,40 DM) + Wochenbettpackung 5930 DM

= 70,70 DM{) ' '

Mit Schreiben vom 28° Juli 1956 und 190 September 1960 for—

derte die klagende Kasse von der beklagten Bundesbahn—
Betriebskrankenkasse (BKK) den Ersatz ihrer Aufwendungen für

Hebammenhilfe und Wochenbettpackung mit der Begründung, durch

die Arbeitsunterbrechung vor Beginn der Wochengeldzahlung

(20° November bis 80 Dezember 1955) habe die Mitgliedschaft

der Wöchnerin bei der klagenden Kasse geendeto Die beklagte

BKK, bei der die Mutter der Wöchnerin als Rentnerin für den

Fall der Krankheit versichert war, sei daher aus dem Gesichts—

punkt der Familienhilfe nach @ 205 a der Reichsversichcrungs-

ordnung (EVO) in Verbindung mit-@ 9 der Verordnung über die
Krankenversicherung der Rentner hinsichtlich der Sachlcistun—

gen (Hebammenhilfe) leistungspflichtig gewesen„ Die beklagte
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Bundesbahn—BKK lehnte den Ersatzansprueh ab, weil die verhält—

nismäßig kurze Unterbrechung der Arbeit das versicherunge—

pflichtige Beschäftigungsverhältnis nicht beendet habe und

die klagende Kasse deshalb zur Leistung der Wochenhilfe nach

@ 195 a RVO verpflichtet gewesen sei°

Die AOK erhob nunmehr Klage mit dem Antrag, die Beklagte zur
Erstattung von 70,70 DM zu verurteilen° Zur Begründung führte

sie aus, daß eine Arbeitsunterbrechung von 17 bzwo 19 Tagen

vor Beginn der Wochengeldzahlung die Kassenmitgliedschaft un—

terbrochen habe und daß die Beklagte aus dem Gesichtspunkt der

Familienhilfe leistungspflichtig gewesen sei° ‘

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen: Nach
@ 195 a RVO hätten weibliche Versicherte, die in den letzten

zwei Jahren vor der Niederkunft mindestens zehn Monate hin—

durch, im letzten Jahr vor der Niederkunft aber mindestens

sechs Wochen hindurch auf Grund der EVO für den Fall der

Krankheit versichert gewesen seien, Anspruch auf Wochenhilfe,

Anspruchsbercchtigt seien nur Personen, die zur Zeit der Hie—

derkunft Kassenmitglied gewesen oder wegen Schwangerschaft

innerhalb von sechs Wochen vor der Entbindung aus der Ver—

sicherung ausgesehieden seien, Der Anspruch könne ferner beim

Vorliegen der Voraussetzungen des @ 214 RVO begründet sein,

DaFrauwodie Vorversicherungszeitnach5 195a EVOerfüllt
habe und die Voraussetzungen nach @ 195 a Abs, 7 und $ 214 EVO

nach Lage der Sache nicht gegeben seien, hänge die Entschei—

dung davon ab, ob das versicherungspflichtige Beschäftigungs—

verhältnis durch den unbezahlten Urlaub, den die Arbeitgebe—

rin vom 200 November 1955 an gewährt hatte (der 20, November

war ein Sonntag), beendet werden ist, Das Arbeitsverhältnis

sei unstreitig weder von der Schwangeren noch von der Arbeit—

geberin gelöst werden, Die Wöchnerin habe auch nach der Ent—

bindung (60 Februar 1956) die Arbeit nach Ablauf der Still—
geldzahlung am 5, April 1956 bei ihrer bisherigen Arbeitgebe—

rin wieder aufgenommen, Das Arbeitsverhältnis habe deshalb
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unzweifelhaft fortbestandeno Der Auffassung der klagenden
Kasse, das versicherungsrechtliehe Beschäftigungsverhältnis

sei mit Ablauf des 190 November 1955 beendet werden, weil

es sich im Hinblick auf die bevorstehende Niederkunft um

eine Arbeitsunterbrechung von erheblicher Dauer gehandelt

habe, könne nicht gefolgt werden° Die Arbeitsuntcrbrechung

sei im vorliegenden Fall unter Berücksichtigung der Tatsache,

daß die Wöchnerin bei der gleichen Arbeitgeberin immerhin

schon rund drei Monate beschäftigt gewesen sei und daß sie

unbezahlten Urlaub erst im sechsten Monat der Schwanger—
schaft genommen habe, wegen der besonderen Sehutzbedürftige

keit noch als eine verhältnismäßig nicht erhebliche Unter—

brechung im Sinne der Rechtsprechung des früheren Reichs—

versicherungsamts (BVA) anzuseheno Die klagende Kasse habe

deshalb die Wochenhilfeleistungen nicht zu Unrecht gewährt,

so daß der Ersatzanspruch unbegründet sei° Das SG hat die

Berufung zugelassen (9 150 Nr, 1 des Sozialgerichtsgesetzes

— SGG —),

Die Klägerin hat mit Einwilligung der beklagtenBKKSprung—
revision eingelegt mit dem Antrag,

das Urteil des SG aufzuheben und die Beklagte“

zu verpflichten, der Klägerin 70,70 DM zu er—

statten.
V

' ‘

Zur Begründung der Revision trägt die AOK im wesentlichen

folgendes vor: Die nach 5 195 a Abs, 1 RVG notwendige Vor—

versicherungszeit von zehn Monaten in den letzten zwei Jah—

ren vor der Niederkunft und von sechs Monaten im letzten

Jahr vor der Niederkunft sei erfüllt, Die letzte versiche—

rungspflichtige Beschäftigung (12° September 1955 bis 190

November 1955) habe jedoch nur 69 Tage betragen, Zwischen

dem tatsächlichen Ende der Beschäftigung (19° November
1955) und dem Beginn der Sechswoehenfrist vor der Entbin—

dung (9, Dezember 1955) liege ein Zeitraum von 19 Tagen,
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der zu lang sei, um die Mitgliedschaft aufrechtzuerhalton° Die

Arbeitgeberin habe der Schwangeren im Anschluß an die tatsäch—

liche Beendigung der Beschäftigung am 19° November 1955 unbe—

zahlten Urlaub gewährt° Bei einer Beschäftigung von 69 Tagen

könne ein unbezahlter Urlaub von 19 Tagen nicht mehr als Ar—

beitsuntcrbrechung ohne Entgeltzahlung von uncrheblichcr Dauer

angesehen werden° Der Fall unterscheide sich insoweit wesent—

lich von dem Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) in BSG 12,

190° Die Klägerin sei daher nicht verpflichtet gewesen, der

werdenden Mutter Mitgliederwochenhilfe nach 5 195 a RVO zu

gewähren° Die beklagte Bundesbahn-BKK, die nach 5 205 a EVO

Familienwochenhilfe aus der Rentnerversicherung der Mutter

der Schwangeren hätte gewähren müssen,sei daher verpflichtet,

ihr — der Klägerin - die entstandenen Aufwendungen in der ge—
forderten Höhe zu ersetzen° - Der erkennende Senat habe in

seinem Urteil vom 130 Februar 1964 (BSG 20, 154) ausge—
sprochen, daß a l l e n f a l l s ein Zeitraum von drei

Wochen als verhältnismäßig nicht zu lange Unterbrechung des

entgcltlichen Beschäftigungsverhältnisses angesehen werden

könne und habe dabei ausgeführt, daß für die Dauer des unbe—

zahlten Urlaubs keine Beiträge zu entrichten seien, Dem könne

jedoch nicht gefolgt werden, weil im Regelfall eine Mitglied—

schaft ohne Beitragszahlung der Krankenversicherung fremd sei°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend und führt im

wesentlichen aus: Entscheidend sei, daß die Wöchnerin nach

ihrer Niederkunft und nach Ablauf der gesetzlichen Fristen

ihr Beschäftigungsverhältnis bei dem gleichen Arbeitgeber

fortgesetzt habe, bei dem sie unmittelbar
vor ihrer Nieder-

kunft beschäftigt gewesen sei° Um eine möglichst einheitliche

Handhabung und eine möglichst gleichmäßige Behandlung aller

Versicherten zu gewährleisten, habe der Gesetzgeber für den

Beginn der Ansprüche starre Fristen festlegen müssen. Das
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werde jedoch den häufig konstitutionell bedingten Verschie—

denheiten der einer Niederkunft entgegensehenden Frau nicht

gerecht° Der Zustand und die Verfassung einer schwangeren

Frau könnten es durchaus angezeigt sein lassen, daß sie

nicht erst genau sechs Wochen vor dem angenommenen Zeitpunkt

ihrer Niederkunft, sondern im eigenen Interesse und im Inter—

esse des Kindes ihre Arbeit früher einstelle° Bei anderer

Auffassung würde die schwangere Frau allzu leicht schutzlos

dastehen und ohne Rücksicht auf ihre körperliche Eignung ge—

zwungen sein, bis genau sechs Wochen vor dem zunächst nur

angenommenen Zeitpunkt ihrer Niederkunft zu arbeiteno Des-

halb müsse man das Beschäftigungsverhältnis bei vernünftiger

Betrachtungsweise der tatsächlichen Zusammenhänge auch dann

als fortbestehend ansehen?
wenn zwischen der Einstellung der

Arbeit und dem Beginn der Sechswochenfrist gelegentlich ein

längerer Zeitraum liegen Unter den gegebenen Verhältnissen

sei die Zeitspanne von 19 oder 20 Tagen nicht so lang, daß

man auf eine Unterbrechung des versicherungspflichtigen Be—

schäftigungsverhältnisses schließen müsseu

II

Die Sprungrevision ist zulässig.

Es handelt sich um eine Ersatzstrcitigkeit zwischen Körper—

schaften des öffentlichen Rechts mit einem Beschwerdewert

unter 500 DM„ Demnach wäre die Berufung nach 5 149 SGG aus-
geschlossen„ Das SG hat die Berufung jedoch wcgcn der grund—

sätzlichen Bedeutung der Rechtssache zugelassen (5 150 Nr„ 1
SGG)° Für diesen Fall eröffnet @ 161 Abs° 1 Satz 1 SGG die

Möglichkeit der Sprungrevision (BSG 1, 69)°

Die Revision ist auch form— und fristgerecht eingelegt wor—
den° Die schriftliche Einwilligungserklärung der beklagten

Bundesbahn—BKK hat zwar nicht der Revisionsschrift beigele—
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gen° Sie ist aber innerhalb der Revisionsfrist beim BSG ein-

gegangen° Damit ist der Vorschrift des 9 161 Abs° 1 Satz 2

SGG genügt (SozR SGG @ 161 Nr° 6)„ ‘

Der von der klagenden AOK erhobene Ersatzanspruch wäre nur

dann begründet, wenn die Arbeiterin W° in der Zeit der Ge-

währung der Wochenhilfe—LeiS■ungen nicht mehr bei der kla—

genden AOK versichert gewesen wäre° Nur unter dieser Vor—

aussetzung wäre die beklagte Bundesbahn—BKK, bei der die

Mutter der Schwangeren als Rentnerin pflichtvcrsichert ge—

wesen ist, aus dem Gesichtspunkt der Familienkrankenhilfe

(@ 205 a RVG in Verbindung mit 5 9 der Verordnung über die
Krankenversicherung der Rentner vom 40 November 1941 - BGBl
I 689 -

) zur Leistung der Wochenhilfe (hier der Hebammen—

hilfe) VGrpflichtet gewesen (Vgl° BSG 12, 51) und der Klä—

gerin gegenüber ersatzpfli0htig sein (BSG 6, 197)°

Nach den Feststellungen des SG sollte die Arbeiterin Wo, die

vom 220 November 1954 bis zum 150 August 1955 bei der Firma

P_ und vom 12„ September 1955 an bei der Firma A1“—
.l beschäftigt war, auf Grund der von ihr vorgelegten ärztw

lichen Bescheinigung voraussichtlich am 20° Januar 1956

niederkommen° Die Wochenhilfeleistungen setzten nach @ 15

in Verbindung mit 5 3 Abs° 3 Buchst° b) des Mutterschutzgeä

setzes (MuSchG) sechs Wochen vor der voraussichtlichen Nie—

derkunft ein, hier also mit dem 90 Dezember 1955« Sie hat
bis zum 19° November 1955 gearbeitet und bis zu diesem Tage

Lohnerhalten° Anschließend war sie von der Arbeit freige—

stellt° Der Egbegghlte Urlaub begann am 20° November 1955
(einem Sonntag), so daß der Zeitraum bis zum Beginn der

Wochenhilfeleistungen 19 Tage betrugo Die Verpflichtung der

Klägerin, Wochenhilfeleistungen nach 5 195 a RVO zu gGWäh—

ren„ setzt das Fortbesteheu eines versicherungspflichtigen

BGSchäftigungsverhältnisses vorauso Da die Schwangere die

Vorversicherungszeit des @ 195 a RVO erfüllt hatte, kommt

es entscheidend darauf an, ob das versicherungspflichtige
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Beschäftigungsverhältnis durch den unbezahlten Urlaub, den

ihr die Arbeitgeberin vom 20" Dezember 1955 an gewährt hat,

unterbrochen und damit ihre Mitgliedschaft bei der Klägerin

beendet worden ist°
_

' ' ' *

Nach der Entscheidung des erkennenden Senats vom 21° Juni

1960 (BSG 12, 190) wird das versicherungspflichtige Beschäf—

tigungsverhältnis nicht dadurch beendet, daß der Arbeitgeber

einer schwangeren Versicherten, die die Wartezeit des @ 195a

Abs, 1 RVO zurückgelegt hat, vor Beginn der sechswöchigen
Schutzfrist des 5 3 Abs" 2 Buchst. b) MuSchG unbezahlten Ur—

laub von verhältnismäßig kurzer Dauer gewährt° In dem die—

ser Entscheidung zugrunde liegenden Rechtsstreit handelte es
sich um einen unbezahlten Urlaub von fünf Tagen, In der Ent—

scheidung vom 15° Februar 1964 (BSG 20, 154) hatte sich der
Senat abermals mit der Frage zu befassen, unter welchen Vor-

aussetzungen das versicherungspflichtige Beschäftigungsvor—

hältnis einer werdenden Mutter, der vor Beginn der Schutz—

frist und der Leistungen nach dem MuSchG unbezahlter Urlaub

gewährt worden war, als fortbestehend angesehen werden kann"

In dieser Entscheidung hat der Senat gegen eine vorbehalt—

lose Anwendung der vom BVA zur Frage der unbezahlten Arbeits—

ruhe entwickelten Grundsätze (GE Nr° 2789, AN 1924, 84, 85;

GB Nr° 5306, AN 1941, 86) Bedenken erhoben. Diese stützen
sich einmal auf die Bestimmungen des nach dem Kriege in Gel—

tung gebliebenen (BSG 6, 47, 51 ff; 16, 91, 94) Gemeinsamen
Erlasses des Reichsministers der Finanzen und des Reichsar—

beitsministers vom 10° September 1944 (AN S° 281), wonach
die Beiträge zur Sozialversicherung grundsätzlich von dem

Betrag zu berechnen sind, der für die Berechnung der Lohn—

steuer maßgebend ist° In der Entscheidung ist ferner darge—

legt, daß die Frage, ob das Versicherungsverhältnis aufrecht—

erhalten werde, nicht von einem erst in der Zukunft liegen—

den Umstand — nämlich einer Lohnzahlung nach Wiederaufnahme

der Arbeit — abhängen könne, weil eine rückwirkende Beurtei—

lung des Versicherungsverhältnisses mit dem Grundgedanken
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des Versicherungsschutzes durch die Sozialversicherung

nicht vereinbar sei° An der in dieser Entscheidung vertre—

tenen Auffassung, daß die Unsicherheit, ob bei einer Beur—

laubung ohne Fortzahlung des Entgelts das Versicherungsver—

hältnis fortbestehe, nur kurze Zeit hingenommen werden

könne, und daß die Beurlaubung einer Schwangeren das Ver—

sicherungsverhältnis jedenfalls dann beende, wenn sie län-

ger als drei Wochen vor dem Beginn der Schutzfristen und

der Leistungen nach dem MuSchG ausgesprochen wird, hält

der Senat nach nochmaliger Prüfung fest°

Im vorliegenden Fall war die Arbeiterin w, 19 Tage vor Be—

ginn des Beschäftigungsverbots ohne Lohnzahlung von der

Arbeit freigestellt werden. Wenn auch das versicherungs-

pflichtige Beschäftigungsverhältnis bei der letzten Ar-

beitgeberin erst am 12. September 1955 begonnen hatte, so

kann es, zumal es sich um den Sonderfall einer Schwange-

ren handelt, durch diese Unterbrechung nicht als beendet

angesehen werden° Dabei ist zu berücksichtigen, daß der

Zustand der werdenden Mutter, auch wenn er vor Beginn der

Sehutzfrist keine Arbeitsunfähigkeit bedingt, doch häufig

mit gesundheitlichen Beschwerden verbunden ist, denen im

Interesse der Schwangeren und des Kindes Rechnung zu tra—

gen ist° Ist aber das versicherungspflichtige Beschäfti—

gungsverhältnis durch den unbezahlten Urlaub nicht unter—

brochen worden, so war die klagende Kasse verpflichtet,

der Arbeiterin W, die Leistungen der Wochenhilfe nach
5 195 a RVO zu gewähren° Ob etwa entgegen der in BSG 20,
156 f vertretenen Auffassung während des unbezahlten Ur—

laubs — wie die Klägerin meint — Beiträge zu entrichten
sind, ist nicht Gegenstand dieses Rechtsstreits und be—

darf daher hier keiner Entscheidung°
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_ 10 _

Da der Ersatzanspruch nicht begründet ist9 muß die Revi—

sion der klagenden AOK zurückgewiesen werden°

Die Kostenentscheiäung beruht auf 5 193 Abs" 1 und 4 SGG°
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